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Leserbriefe stellen keine redaktionellen
Meinungsäußerungen dar; sie werden
aus Zuschriften, die an das WESTFÄ-
LISCHE VOLKSBLATT gerichtet sind,
ausgewählt und geben die persönlichen
Ansichten ihres Verfassers wieder. Die
Redaktion behält sich Kürzungen der
Briefe vor.

Leserbriefe
An das WESTFÄLISCHE VOLKSBLATT ! Senefelderstraße 13 ! 33100 Paderborn
redaktion@westfaelisches-volksblatt.de (E-Mail muss bitte den Absendernamen und die vollständige Anschrift enthalten)

Von politischer
Demenz geprägt

LEP: CDU nimmt es mit Fakten nicht genau
Die Reaktion der CDU auf den

Entwurf des Landesentwicklungs-
planes beleuchtet dieser Leser: 

Die CDU hat den neuen Landes-
entwicklungsplan (LEP) ins Visier
genommen und zum Abschuss
freigegeben. Dabei ist die Debatte
zu einem großen Teil von Halb-
wahrheiten und politischer De-
menz geprägt. Dazu Beispiele: 

Der CDU-Vorsitzende in Del-
brück, Reinhold Hansmeier, ver-
kündet als Neuigkeit, dass Orte mit
weniger als 2000 Einwohnern »in
Zukunft als Freifläche betrachtet
werden sollen.« Was Hansmeier
unterschlägt: Bereits im LEP von
1995 heißt es: »Wohnplätze und
Gemeindeteile mit einer Aufnah-
mefähigkeit von weniger als 2000
Einwohnern ... sind dem Freiraum
zugeordnet.« Diese Ausweisung
war für die CDU mehr als 18 Jahre
lang kein Problem, doch jetzt
plötzlich wird Empörung insze-
niert. 

Ins gleiche Horn stößt der Salz-
kottener CDU-Vorsitzende Die-
thelm Krause und behauptet, dass
Orte unter 2000 Einwohnern »ü-
berhaupt keine weiteren Flächen
zur Weiterentwicklung ausweisen
dürfen«. Im LEP-Entwurf heißt es
dagegen unter Ziffer 6.2-3, dass
eine Eigenentwicklung der Dörfer
möglich sein soll. In kleinen Orten
mit Versorgungseinrichtungen sol-
len weiter Baugebiete ausgewiesen
werden können. Hat Krause den
LEP-Entwurf nicht gelesen oder
täuscht er die Öffentlichkeit vor-
sätzlich? 

Weiterer beliebter Vorwurf: Der
im LEP-Entwurf verankerte Frei-

raumschutz sei ideologisch moti-
viert, höhle die Planungshoheit der
Kommunen aus und habe den
wirtschaftlichen Niedergang länd-
licher Regionen zur Folge. Was
CDU-Vertreter bei ihrem Rundum-
schlag gern vergessen: Es war der
ehemalige CDU-Umweltminister
Uhlenberg, der in NRW die »Alli-
anz für die Fläche« ins Leben
gerufen und betont hat: »Wir
benötigen einen neuen Schutz der
unbebauten Landschaft. Der Frei-
raumschutz ist dringend geboten
und stellt für die Landesregierung
… eine zentrale Aufgabe dar.« Es
war auch CDU-Mann Uhlenberg,
der für NRW vorgegeben hat, den
Flächenverbrauch von 15 Hektar
pro Tag auf fünf Hektar zu senken.
Genau dieses Ziel wurde in den
LEP-Entwurf aufgenommen. 

Verbesserungsvorschläge zum
LEP-Entwurf sind willkommen.
Aber darum geht es der CDU nicht
– sie hat zum Halali gegen die
rot-grüne Landesregierung gebla-
sen. Da kommt es auf Fakten nicht
mehr so genau an und gehört auch
Dauerfeuer bei geschlossenen Au-
gen zur Jagdstrategie.

JÜRGEN WRONA
33129 Delbrück

Aussitzen ist
keine Lösung

Warten auf die Zeit nach der Wahl?
Über das Vorgehen der Salzkotte-

ner Verwaltung in Sachen Windvor-
ranggebiete wundert sich diese
Leserin:

Als Tiger gesprungen und als
Bettvorleger gelandet, so kann
man das Vorgehen in Sachen
Windvorranggebiete in Salzkotten
bezeichnen. Vollmundig wurde
Salzkottener Bürgern und Bauern
ein Profit aus erneuerbaren Ener-
gien versprochen. Aber wo bleibt
die Lösung? Verschreckt durch
Proteste wegen fehlender Bürger-
beteiligung im Vorfeld und Un-
kenntnis im Entscheidungsspiel-
raum für Ratsleute zu Abstandsre-
gelungen, warten unsere Entschei-
dungsträger ab. Ja worauf warten
sie? Vielleicht auf die Zeit nach der
Wahl, um dann in aller Ruhe mit
bisherigen Beratern in gewohnter
Weise fortzufahren?

Andere Gemeinden haben es
uns vorgemacht. Zurück zum An-
fang, aber bitte mit Beratern, die
etwas von ihrem Geschäft verste-
hen. Wer die Bauausschusssitzung
in Bad Lippspringe erlebt hat, mit
Dipl.-Ing. und Stadtplaner Michael
Ahn, oder auch die Veranstaltung
des Kreises unter Beteiligung von
Dr. Rainer Maske, Richter am
Oberverwaltungsgericht Münster,
erkennt, was gemeint ist. Zitat des

Richters: »Unmögliches wird Ih-
nen wirklich nicht abverlangt!«

Ratsleute müssen sich ihrer Ver-
antwortung stellen und können
sich nicht hinter Resolutionen ver-
stecken, die ihren Einfluss vor Ort
nur eingrenzen werden. Schritt für
Schritt werden harte Kriterien und
weiche Kriterien am Aufstellungs-
plan abgearbeitet. Das ist müh-
sam, zeitaufwändig und erfordert
auch einiges an Mut. Der Stadtrat
muss schließlich jeden seiner
Schritte begründen und nachvoll-
ziehbar darstellen, das, was gege-
benenfalls ein Richter in der Ferne
zu beurteilen hat und natürlich wir
vor Ort.

Salzkottener Grüne haben be-
reits vor Monaten von der Verwal-
tung den Plan mit der Festlegung
harter Kriterien eingefordert. Sie
wollen, wie es von Beratern ange-
raten wird, hier nun Schritt für
Schritt die Eingrenzung durch
weiche Kriterien vornehmen. Aber
wer liefert nicht? Richtig, die
Salzkottener Verwaltung, die eben
diesen Plan nicht hat. Wollen Sie
nicht auch wissen warum? Könnte
da eventuell die Kommunalwahl
eine Rolle spielen? Aussitzen ist
doch nun wirklich keine Lösung! 

CHRISTINA WILMES
Niederntudorf

Verspargelung der Landschaft hin oder her: »Den
Luxus, auf regenerative Energien zu verzichten,

können wir uns nicht leisten«, merkt eine WV-Leserin
an. Foto: Besim Mazhiqi

Im Sinne der Nachkommen
Nicht über Windkraft aufregen, sondern über Energieverschwendung nachdenken

Diese Leserin merkt zu den zu
den Leserbriefen zum Thema Wind-
kraft folgendes an: 

Die Hetzjagd auf die Windkraft-
anlagen in Leserbriefen macht
deutlich, dass wir immer noch
nicht begriffen haben, dass wir
uns den Luxus nicht leisten kön-
nen, auf regenerative Energien zu
verzichten. Die Alternativen sind
weiterhin auf die Verbrennung von
fossilen Energieträgern oder
Atomkraft zu setzen. In dem Be-
wusstsein, dass es fünf vor zwölf
ist und selbst das Leben der
nächsten Generation schon ein-
schneidend verändert werden
wird, leben wir, trotz Bildern von
verhungernden Eisbären und von
Unwetterkatastrophen aus der
ganzen Welt, nicht.

Wir regen uns über Windkraft
auf, anstatt über die oft gedanken-
lose Energieverschwendung nach-
zudenken, und stärken damit die
Energiekonzerne, die sich in ihrer
Kohle und Braunkohleverbren-
nung bestätigt sehen. Dieser enor-
me Verbrauch an fossilen Energie-
trägern ist Ursache der Klima-
probleme und muss ein Ende
haben. Deutschland ist hier gefor-
dert und wir sind ja auch weltweit
führend in der Entwicklung erneu-
erbarer Energien und damit po-
tentieller Exporteur mit einem
enormen Wirtschaftsfaktor. 

Paderborn nimmt bei den er-
neuerbaren Energien schon jetzt
eine positive Vorreiterrolle ein,
was eher ein hohes Lob als
massive Kritik verdient hätte. Dass
dieser Ausbau in verträglichen
Abständen zur Wohnbebauung zu
erfolgen hat und dass Anlieger in
ihren Bedenken gehört werden
müssen, ist keine Frage. Hier wird
aber plötzlich alles herangezogen,
was Windkraft verhindern soll,
zum Beispiel Infraschall. Da be-
haupten Akademiker, die Gesund-
heitsschädlichkeit von Infraschall
sei inzwischen bewiesen – ohne
Quellenangabe – und verlangen
gleichzeitig, dass genau das wis-
senschaftlich untersucht werden
soll und auf die Ergebnisse gewar-
tet werden müsse. Hier wäre eine
Stellungnahme erforderlich. 

Neben der Erzeugung aus er-
neuerbaren Energien ist es aber
genau so wichtig, die Einsparpo-
tenziale und Synergiemöglichkei-
ten der Unternehmen und Ver-
braucher zu betrachten. Inge-
nieurbüros bieten Energiesparbe-
ratungen für die Großverbraucher
an, die aber durch den verbilligten
Strom gar nicht über Stromeinspa-
rungen nachdenken müssen. Au-
ßerdem verhindert der wirtschaft-
liche Zwang zur Amortisation
nach wenigen Jahren Betriebe so
manche sinnvolle Investition zur

Verbesserung der Energieeffizienz
zu tätigen. Hier ist die Politik
gefragt, die statt der EEG-Subven-
tionen für energieintensive Betrie-
be das Geld lieber in Hilfen für
Energieeinsparmaßnahmen um-
wandeln sollte. Möglichkeiten zum
Einsparen gibt es reichlich, aber
sie werden von Unternehmen nur
genutzt, wenn sie sich auch loh-
nen. Eine ernstgemeinte Politik,
die die Energiewende wirklich
will, würde hier den richtigen
Anreiz schaffen.

Des weiteren brauchen wir so
genannte intelligente Netze, die
einen hohen kurzzeitigen Strom-
bedarf durch kurzzeitige Abschal-
tungen an anderer Stelle ausglei-
chen können, und eine bessere
Effizienz von Geräten, Förderung
von Carsharing, Dämmung, Stei-
gerung des Radverkehrs, regiona-
les Einkaufen, Verminderung des
hohen Fleischkonsums usw.

Wir können uns über eine Vers-
pargelung der Landschaft aufre-
gen. Mehr Sinn macht es aber,

über die Lösung eines weltweiten
Problems nachzudenken. Wer an
der gewohnten Stromverschwen-
dung festhält und »erneuerbare
Energien ausbremst, fördert
Atomkraft und das primitive Ver-
brennen unwiederbringlicher Res-
sourcen« – Zitat Heiner Flassbeck,
ehemaliger Chefökonom bei der
Uno in Genf (Ökotest Feb.14), der
handelt egoistisch, unverantwort-
lich und nicht im Sinne unserer
Nachkommen. BARBARA LEIßE

33102 Paderborn

Argumente der Bürger
werden ignoriert

Kompromisslose Pläne von Behörde und Betreibern
Kritik zum Thema Windkraft äu-

ßert auch diese Leserin: 
Da steht die Phalanx externer

Windkraft-Erschließungsbüros, im
Auftrag der städtischen Planungs-
behörde nach Dahl gereist, um die
Bürger vor vollendete Tatsachen
zu stellen: 850 Meter Abstand
zwischen der Wohnbebauung und
der nächsten zu errichtenden
Windkraftanlage im Bebauungs-
plan D 291 »Holterfeld«. Die Stadt
Paderborn befindet sich voll auf
der Schiene der Landesregierung
zur maximalen Ausbeutung des
Windkraft-Potentials. Dass die
Windkraftlobby und die potentiel-

len Investoren ihr applaudieren,
ist nur logisch. Doch darauf darf
sie nicht stolz sein. 

Die Argumente der Bürger, den
Planern seit Langem bekannt, wer-
den – so einfach ist das! –
ignoriert, wie auch längst verfüg-
bare Erfahrungswerte der gesund-
heitsschädigenden Lärmbelas-
tung, von den Gästen aus Büren
und Hegensdorf drastisch vorge-
tragen. Die Vorhaben von Behörde
und Betreibern sind kompromiss-
los und schließen Annäherung
aus, leider. Der Bürger ist degra-
diert. ANNE FRANZBECKER

33100 Paderborn

Globaler Blickwinkel hilft
Zukünftige Energiepolitik ist der wichtigste Wahlprüfbaustein

Zum Thema Windkraft merkt die-
ser Leser Folgendes an:

Wenn man die großen Probleme
nicht lösen kann, verzettelt man
sich gern auf Nebenschauplätzen.
Die EU ist hier leider ein gutes
(schlechtes) Beispiel. Vor lauter
Vorschriften über Gurkenkrüm-
mungsradien, Energiesparlampen
und – neu – Toilettenspülungen
kann man das visionäre Bild eines
zukünftigen Europas nicht mehr
erkennen. Ähnlich verschwom-
men gestaltet sich die Umsetzung
der Energiewende.

In einem Kommentar fordert
WV-Redaktionsleiter Rüdiger Ka-
che: ». . . saubere, verständliche
und verlässliche Rahmenbedin-
gungen für die Windparks.« Das
ist richtig, versuchen doch alle
Betroffene in einer Vielzahl von
Verordnungen, Erlassen, Richtlini-
en und Landesgesetzen die Passa-
gen zu finden, die ihre jeweiligen
Interessen stützen.

Dabei würde ein etwas globale-
rer Blickwinkel schon helfen. In
unserem Energiewirtschaftsgesetz
wird das Ziel definiert, die Versor-

gung sei sicher, preisgünstig, ver-
braucherfreundlich, effizient und
umweltverträglich durchzuführen.

Erreichen wir diese Ziele? Die
Netzsicherheit nimmt ab, da der
Netzausbau der geänderten Erzeu-
gerstruktur nicht so schnell folgen
konnte. Der Windstrom Nord-
deutschlands wird durch die Phy-
sik teilweise über Po-
len und Tschechien
geleitet und gefährdet
hier die Netzsicher-
heit. Deshalb haben
die Länder beschlos-
sen, an der Grenze
technische Maßnahmen zu treffen
(Phasenschieber), um diese Durch-
leitung zu verhindern. Die Investi-
tionen liegen für diese Projekte in
dreistelliger Millionenhöhe.

Dass die Versorgung preisgüns-
tiger und verbraucherfreundlicher
geworden ist, wird niemand be-
haupten. Ist sie effizienter? Wenn
man in einen Prozess jährlich über
20 Milliarden Euro stecken muss,
damit dieser mit der Hilfe von
Subventionen rund läuft, kann
davon sicher keine Rede sein. 

Bleibt die Umweltverträglich-
keit. Hier müssen wir leider
feststellen, dass sich die modernen
Gaskraftwerke wegen des Vorran-
ges der regenerativen Einspeisung
nicht mehr rechnen. Der Ausgleich
der unsteten, wetterabhängigen
regenerativen Stromlieferungen
erfolgt mit Kohlekraftwerken. Das

Resultat ist, der CO2-
Ausstoß ist in den
letzten beiden Jahren
nicht gesunken, son-
dern gestiegen.

Fazit: Kein Ziel des
Energiewirtschafts-

gesetzes wurde erreicht. Wenn alle
Ziele verfehlt werden, warum ma-
chen wir dann so weiter? Der
Verdacht liegt nahe, es gehe nur
um Wählerstimmen und Machter-
halt. Es ist sehr einfach eine These
in den Raum zu setzen, sei sie
richtig oder falsch. Gewinnt eine
Position in der öffentlichen Wahr-
nehmung, möchte man ungern –
wegen des Verlustes an Stimmen –
dagegenhalten. Die Wahrheit ist
leider sehr oft komplex und kom-
pliziert zu erklären.

Dennoch, gerade das erwarten
wir von den politischen Eliten.
Dazu gehört die Wahrheit, dass
nur durch den Bau von Stromspei-
chern das Problem der unsteten
Versorgung gelöst werden kann.
Hier muss angesetzt werden. Na-
türlich kostet auch diese For-
schung und Realisierung Geld.
Eine Politik kann zwar gegen die
Ansichten von einzelnen Gruppen
gestaltet werden, sie scheitert aber
garantiert, wenn man die Gesetze
der Physik aushebeln möchte.

Wie man bei diesen Rahmenbe-
dingungen einfach immer weiter-
macht und die Windkraftwerke so
nah wie möglich an die Wohnsied-
lungen rückt, ist mir unverständ-
lich. Ich erwarte von den politi-
schen Eliten, dass sie das Ruder in
die richtige Richtung drehen. Vor-
schläge, die überbordenden Kos-
ten zu Lasten der kommenden
Generation zu verschieben, haben
mir die Sprache verschlagen. Die
zukünftige Energiepolitik ist für
mich der wichtigste Wahlprüfbau-
stein. UDO MÜGGE

Paderborn-Dahl

»Die Wahrheit ist
leider sehr oft
komplex.«


